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I.  
Bekanntmachung der Beschlüsse vom 29.09.2022 über den Jahresabschluss 2021 der Stadt Marl 
einschließlich Entlastung 
 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Ratssitzung am 29.09.2022 folgende Beschlüsse gefasst: 
 

1. Gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW stellt der Rat den vom Rechnungsprüfungs-ausschuss gemäß § 59 Abs. 3 
GO NRW geprüften Jahresabschluss 2021 mit einer Bilanzsumme von 707.577.247,48 EUR und einem 
Jahresüberschuss in Höhe von 26.332.236,87 EUR fest. 
 

2. Der festgestellte Jahresüberschuss wird in voller Höhe der Ausgleichsrücklage (gem. § 75 Abs. 3 GO 
NRW) zugeführt. 
 

3. Dem Bürgermeister wird die Entlastung für das Haushaltsjahr 2021 gem. § 96 Abs. 1 GO NRW erteilt. 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der als Anlagen I bis III beigefügte Jahresabschluss 2021 der Stadt Marl wird hiermit gemäß § 96 Abs. 2 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2021 der Stadt Marl sowie der Lagebericht sind im Amt für kommunale Finanzen, in Marl, 
Riegelhaus, 3. Etage, Zimmer 22 bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 
verfügbar zu halten. 
 
Hinweise: 
 
§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung 
des Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache 
bezeichnet worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
Marl, 06.10.2022 
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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